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Grundrechte der Tibeterinnen und Tibeter
schützen, auch in der Schweiz!

Zwischenstaatliche Beziehungen

Die APK-SR beriet im Januar 2019 über die Petition «Grundrechte der Tibeterinnen
und Tibeter schützen - auch in der Schweiz» der GfbV, welche diese im September
2018 mit 11'330 Unterschriften eingereicht hatte. Die GfBV forderte von den
Bundesbehörden, sich international für die Menschenrechte in Tibet einzusetzen; den
Dalai Lama beim nächsten Besuch in der Schweiz offiziell zu empfangen;
Meinungsäusserungsfreiheit zur Situation in Tibet uneingeschränkt zu gewährleisten;
eine alternative Herkunftsbezeichnung für «China» in Ausweisen anzubieten;
schutzbedürftigen tibetischen Staatsangehörigen einen Reisepass auszustellen;
konkrete Massnahmen zum Schutz vor Überwachung und für die Einhaltung der
Privatsphäre von Tibeterinnen und Tibetern in der Schweiz zu treffen und bei Bedarf
bei den chinesischen Behörden zu intervenieren. Die Kommission zeigte Verständnis
für das Anliegen, merkte aber an, dass die Schweiz einen regelmässigen
Menschenrechtsdialog mit China führe und zudem eine «Ein-China-Politik» verfolge.
Ein Folgegeben würde demnach die Beziehungen zwischen der Schweiz und China
infrage stellen, weshalb sie einstimmig beantragte, der Petition keine Folge zu geben. 1

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 31.01.2019
AMANDO AMMANN

Auswirkungen des Freihandelsabkommens
mit China auf die Einhaltung der Menschen-
und Minderheitenrechte

Zwischenstaatliche Beziehungen

Maya Graf (gp, BL) hatte im März 2018 im Nationalrat ein Postulat eingereicht, welches
den Bundesrat aufforderte, die Auswirkungen des Freihandelsabkommens mit China
auf die Einhaltung der Menschen- und Minderheitenrechte zu überprüfen. Graf
erläuterte, dass der Bundesrat in den vergangenen Jahren eine Verschlechterung der
Menschenrechtslage in China festgestellt habe. Zudem mache China seinen Einfluss
vermehrt global geltend, was sich nicht zuletzt auf die tibetische Exilgemeinschaft
auswirke, deren Grundrechte nicht mehr umfassend gewährleistet würden. Dies habe
sich auch beim Staatsbesuch von Präsident Xi Jinpingin 2017 gezeigt, als
Protestveranstaltungen stark reguliert worden seien. Nationalrätin Graf forderte daher
fünf Jahre nach Abschluss des Freihandelsabkommens (2014) eine Evaluation in Form
eines Human Right Impact Assessments. 
In seiner Stellungnahme betonte der Bundesrat den wirtschaftspolitischen Hintergrund
des Abkommens mit China. Zwar beinhalte es Verweise auf die Charta der UNO und
Themen im Kontext der Menschenrechte könnten angesprochen werden. Jedoch
bestehe keine Verbindung zu den Minderheitsrechten in der Schweiz oder China,
weshalb das Abkommen darauf auch keine Auswirkung haben dürfte. Die Schweizer
Aussenpolitik setze sich für die Förderung der Menschenrechte ein, daher äussere die
Schweiz ihre Bedenken hinsichtlich der Lage in China regelmässig auf bilateraler und
multilateraler Ebene. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats. 
Nachdem Maya Graf im Herbst 2019 in den Ständerat gewählt worden war, übernahm
Neo-Nationalrätin Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) das Postulat. In der Frühlingssession
2020 kam es zur Behandlung in den Nationalrat. Bundesrat Parmelin erklärte, dass man
im Falle einer Wirkungsstudie keine Effekte auf die Minderheitenrechte oder
Meinungsfreiheit erwarten könne, da das Freihandelsabkommen diese nicht behandle
und empfahl die Ablehnung des Postulats. Dieser Empfehlung wurde mit 106 zu 84
Stimmen entsprochen, obwohl die Fraktionen der SP, der Grünen und der GLP fast
geschlossen für die Annahme gestimmt hatten. 2

POSTULAT
DATUM: 03.03.2020
AMANDO AMMANN
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Schweizerisch-chinesische Beziehungen:
demokratieunwürdige Abkommen

Zwischenstaatliche Beziehungen

Im August 2020 machte die NZZ am Sonntag ein bisher geheimes Abkommen mit China
publik, gegen das sich in der Folge Widerstand in der Schweizer Politik regte. Aufgrund
des Abkommens wurde die Anwesenheit chinesischer Sicherheitsbeamtinnen und
-beamter in der Schweiz durch den Bundesrat geduldet; und dies ohne dass das
Abkommen vorgängig dem Parlament zur Konsultation vorgelegen hatte. Gemäss Tages-
Anzeiger erlaube das Abkommen die Ermittlung der Nationalität und Identität
chinesischer Staatsbürgerinnen und Staatsbürger durch die chinesischen
Sicherheitsbehörden in der Schweiz, sofern sich Erstere illegal im Land aufhielten. Das
2015 abgeschlossene Abkommen sei gemäss NZZ am Sonntag derart geheim gewesen,
dass selbst Mitglieder der aussenpolitischen Kommissionen keine Kenntnisse davon
gehabt hätten. Mitglieder des Nationalrats von links bis rechts empörten sich nach
Bekanntwerden über diese Praxis und verlangten teilweise die Kündigung des
Abkommens. Staatssekretär Gattiker verteidigte das Vorgehen des SEM, da solche
Abkommen Standard und für die Schweiz unverzichtbar seien. Die chinesischen
Beamtinnen und Beamten kämen nur auf Einladung in die Schweiz, zudem habe man
seit Inkrafttreten des Abkommens nur 43 Personen nach China zurückgeschafft.
Nachdem Gattiker im August 2020 der APK-NR Rede und Antwort gestanden hatte,
erklärte Tiana Moser (glp, ZH), dass zwar gewisse Vorbehalte ausgeräumt worden seien,
die Debatte über die Verlängerung des Abkommens aber noch nicht abgeschlossen sei.

Im November 2020 reichte dann der Kanton Genf eine Standesinitiative ein, die sich
gegen das «demokratieunwürdige Abkommen mit China» richtete. Gestützt auf die
Verfassung, die EMRK und den UNO-Pakt II zu den bürgerlichen und politischen
Rechten forderte der Kanton von der Bundesversammlung Massnahmen, um
Minderheiten wie die uigurische Gemeinschaft in der Schweiz vor Überwachung und
Einschüchterung durch den chinesischen Staat zu schützen. Zudem müsse in der
Schweiz auch die freie Meinungsäusserung in Bezug auf die Lage in Xinjiang und Ost-
Turkestan sowie die Menschenrechtslage in China garantiert werden.  Die chinesischen
Beamtinnen und Beamten hätten durch das Abkommen – ohne einen offiziellen Status
zu besitzen – während zwei Wochen die Möglichkeit gehabt, Nachforschungen und
Befragungen über chinesische Staatsangehörige anzustellen, so der in der Initiative
formulierte Vorwurf. Zudem hätten diese Beamtinnen und Beamten oft chinesische
Bürgerinnen und Bürger identifiziert, worauf deren Rückschaffung nach China
veranlasst worden sei. Diese Praxis käme laut Initiativtext einer «Verletzung der
Schweizer Verpflichtungen gegenüber der internationalen Gemeinschaft» gleich, da
dadurch bestimmte Minderheiten ungestraft unterdrückt und überwacht würden. Der
Kanton Genf forderte, dass die Verlängerung dieses Abkommens an konkrete
Bedingungen geknüpft werden müsse, um die humanistische Tradition der Schweiz zu
schützen. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 03.11.2020
AMANDO AMMANN

In der Sommersession 2021 beschäftigte sich die kleine Kammer mit einer
Standesinitiative des Kantons Genf zu den «schweizerisch-chinesischen
Beziehungen». Im Vorfeld der Session hatte die SPK-SR mit 10 zu 3 Stimmen die
Ablehnung der Initiative beantragt, da sie die technische Vereinbarung mit den
chinesischen Migrationsbehörden für unproblematisch befand und diese zudem im
Dezember 2020 ohne geplante Verlängerung ausgelaufen sei. Die Kommission hielt in
ihrem Bericht fest, dass das fragliche Abkommen in keiner Weise die Überwachung von
Personen durch chinesische Beamtinnen und Beamte in der Schweiz erlaube. Darüber
hinaus würden nur Personen befragt, denen bei der Rückkehr nach China keine
Verfolgung drohe, weshalb der Schutz der Opfer von politischer Verfolgung gesichert
sei. Kommissionssprecher Caroni (fdp, AR) legte im Ständerat zudem dar, dass die
Schweiz über sechzig derartige Vereinbarungen abgeschlossen habe und diese auch
nicht geheim seien, sondern «ungeschickterweise» nicht in der Amtlichen Sammlung
aufgeführt werden. Da die Hauptforderung der Standesinitiative die Nichtverlängerung
der Vereinbarung war, erachtete Caroni diese als erfüllt. 
Auch in den Augen der Genfer Ständerätin Lisa Mazzone (gp, GE) war die Initiative
bereits erfüllt. Sie zeigte sich jedoch über die andauernde Überwachung chinesischer
Minderheiten durch chinesische Sicherheitsbeamtinnen und -beamte besorgt und
forderte, dass sich die SIK-SR ebenfalls mit dieser Problematik befassen müsse. Der

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.06.2021
AMANDO AMMANN
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Ständerat gab der Standesinitiative keine Folge. 4

Die Standesinitiative des Kantons Genf, welche ein schweizerisch-chinesisches
Abkommen über die Erlaubnis von Nachforschungen chinesischer Behörden in der
Schweiz kritisierte und den Schutz von chinesischen Staatsangehörigen in der Schweiz
forderte, kam in der Herbstsession 2021 in den Nationalrat. Dieser gab der Vorlage
stillschweigend keine Folge. Die SPK-NR hatte dem Rat im Vorfeld in ihrem Bericht mit
16 zu 8 Stimmen ebendies beantragt. Zwar befürwortete die Kommission das
Initiativanliegen grundsätzlich, sie erachtete den Inhalt jedoch als zu symbolisch. Die
rechtsstaatlichen Prinzipien der Schweiz würden die Überwachung chinesischer
Minderheiten bereits verbieten und auch die freie Meinungsäusserung sei zur Genüge
geschützt. Eine allfällige Verlängerung des Administrativabkommens mit den
chinesischen Migrationsbehörden liege zudem in der Verantwortung des Bundesrats,
wobei die Aussenpolitischen Kommissionen bis anhin nicht über derartige Pläne
informiert worden seien, schloss die Kommission ihre Erwägungen. 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 23.09.2021
AMANDO AMMANN

Bericht über die Umsetzung des bilateralen
Menschenrechtsidalogs zwischen der
Schweiz und China (Po. 20.4334)

Zwischenstaatliche Beziehungen

Mit einem Postulat forderte die APK-NR vom Bundesrat einen Bericht zur Umsetzung
des bilateralen Menschenrechtsdialogs zwischen der Schweiz und China. Dieser
Bericht solle konkret Auskunft über den Stand des Menschenrechtsidalogs, über die
Umsetzung durch den Bundesrat, über seine Erfolge und die zukünftig geplanten
Schritte geben. Mit der Einreichung des Postulats – und eines zweiten Postulats der
APK-NR (Po. 20.4333) – gab die Kommission den Forderungen einer Petition der
«Gesellschaft für bedrohte Völker» Folge. Der Bundesrat zeigte sich bereit, die
geforderte Analyse in der China-Strategie 2021-2024 und im Bericht über die
Menschenrechtsaussenpolitik 2019-2022 fortzusetzen. Daher beantragte er die
Annahme des Postulats. 6

POSTULAT
DATUM: 09.11.2020
AMANDO AMMANN

In der Frühjahrssession 2021 beantragte Kommissionssprecher Roland Fischer (glp, LU)
im Namen der APK-NR die Annahme des Postulats «Bericht zur Umsetzung des
bilateralen Menschenrechtsidalogs zwischen der Schweiz und China». In den Augen
der Kommission sei der geforderte Bericht wichtig für die Beurteilung der lange
erwarteten China-Strategie des Bundesrats. Eine Kommissionsminderheit Estermann
(svp, LU) wandte ein, dass der Bundesrat in der Vergangenheit bereits in den
Kommissionen und im Bericht zur Menschenrechtsaussenpolitik über den
Menschenrechtsdialog berichtet habe. Nationalrätin Yvette Estermann schlug daher vor,
das Anliegen des Postulats stattdessen in einem Themenantrag zu behandeln, weil man
dadurch Experten zur direkten Befragung einladen könnte. Nationalrat Fischer
argumentierte für die Kommissionsmehrheit, dass der ausführliche Bericht nicht nur
die Wirkung des Dialogs beleuchten, sondern darüber hinaus auch das konkrete
Vorgehen des Bundesrats darlegen soll. Auch der Bundesrat empfehle die Annahme des
Postulats, teilte Bundesrat Cassis mit. Er habe Verständnis für den Wunsch nach einer
Standortbestimmung, welche man im Rahmen der China-Strategie 2021-2024
vornehmen könne, denn eine Behandlung nach Publikation der Strategie käme zu spät.
Darüber hinaus werde der Bundesrat auch im Bericht über die
Menschenrechtsaussenpolitik der Schweiz, im Rahmen des Aussenpolitischen Berichts
und in anderen Formaten zur Schweizer Menschenrechtspolitik Stellung nehmen, auch
zur Schweizer Position gegenüber China. Der Nationalrat folgte der Empfehlung seiner
Kommission und nahm das Postulat mit 94 zu 65 Stimmen (bei 1 Enthaltung) an. 7

POSTULAT
DATUM: 09.03.2021
AMANDO AMMANN
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Der Nationalrat schrieb das Postulat der APK-NR «Bericht zur Umsetzung des
bilateralen Menschenrechtsidalogs zwischen der Schweiz und China» in der
Sommersession 2022 auf Antrag des Bundesrats ab. Dieser hatte das Postulatsanliegen
in seine China-Strategie aufgenommen, die er im März 2021 veröffentlicht hatte, und
erachtete das Postulat daher als erfüllt. 8

POSTULAT
DATUM: 07.06.2022
AMANDO AMMANN

Bericht über die Situation der Tibeterinnen
und Tibeter in der Schweiz (Po. 20.4333)

Zwischenstaatliche Beziehungen

Die APK-NR wollte den Bundesrat mittels Postulat dazu auffordern, einen detaillierten
Bericht über die Situation der Tibeterinnen und Tibeter in der Schweiz zu erstellen.
Dieser solle sich insbesondere mit der Situation der Meinungsäusserungsfreiheit und
der Überwachung auseinandersetzen. Damit gab die Kommission einer Petition der
Gesellschaft für bedrohte Völker (Pet. 18.2020) Folge. 
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats. 9

POSTULAT
DATUM: 18.12.2020
AMANDO AMMANN

Der Nationalrat besprach in der Frühjahrssession 2021 das Postulat der APK-NR, das
vom Bundesrat einen Bericht über die Situation der Tibeterinnen und Tibeter in der
Schweiz forderte. Es handelte sich dabei um einen von zwei Vorstössen, mit denen die
Kommission die Petition der Gesellschaft für bedrohte Völker (Pet. 18.2020) umgesetzt
hatte. Den zweiten Vorstoss (Po. 20.4334) hatte der Nationalrat bereits eine Woche
zuvor angenommen. Kommissionssprecher Roland Fischer (glp, LU) klärte den
Nationalrat darüber auf, dass die tibetische Exilgemeinschaft in der Schweiz mit 4'000
Mitgliedern die grösste Europas sei. Die Menschenrechte in Tibet würden weiterhin
verletzt werden, wobei sich «der lange Arm der chinesischen Diktatur» immer mehr
auch nach Europa erstrecke, so Fischer. Er zitierte dabei aus einem Lagebericht
«Sicherheit Schweiz» des NDB von 2016, der ein selbstbewusstes und forderndes
Verhalten Chinas konstatierte. Fischer sah die Befürchtungen der tibetischen Diaspora
– ihre Meinungsfreiheit und Privatsphäre werde zunehmend eingeschränkt – daher als
berechtigt an. Eine Minderheit Estermann (svp, LU) stellte sich gegen einen derartigen
Bericht. In den Augen der Minderheit waren mehr oder weniger sämtliche Anliegen der
ursprünglichen Petition bereits erfüllt oder nicht umsetzbar, weshalb das Postulat zur
Ablehnung empfohlen wurde. Bundesrätin Karin Keller-Sutter zeigte sich im Namen des
Bundesrats bereit dazu, die wesentlichen Fragestellungen der Petition in einem Bericht
zu beantworten und empfahl die Annahme des Postulats. Der Bundesrat habe ein
Interesse daran, die Situation der Tibeterinnen und Tibeter aufzuarbeiten, da es dazu
immer wieder Gerüchte und Fehlinformationen gegeben habe. Der Nationalrat nahm
das Postulat mit 134 zu 48 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) an. Die
Kommissionsminderheit fand über die Grenzen der SVP-Fraktion hinaus keine
Unterstützung. 10

POSTULAT
DATUM: 15.03.2021
AMANDO AMMANN

Im Februar 2025 veröffentlichte der Bundesrat in Erfüllung des Postulats 20.4333 zur
tibetischen Diaspora sowie der Interpellation 21.3423 zur uigurischen Gemeinschaft in
der Schweiz einen Bericht zur Situation von tibetischen und uigurischen Personen in
der Schweiz. Auf Basis eines Forschungsberichts der Universität Basel könne bestätigt
werden, dass China auf gewisse in der Schweiz lebende Personen tibetischer und
uigurischer Herkunft transnationale Repression ausübe. Dazu gehöre, dass China
versuche, Tibeterinnen und Tibeter sowie Uigurinnen und Uiguren in der Schweiz zu
kooptieren, das heisst, Personen dafür zu gewinnen, ihre eigene Diaspora
auszuspionieren und unter Druck zu setzen. Das Ziel der chinesischen Behörden
bestehe darin, die Mitglieder der beiden Gemeinschaften von kritischen politischen
Aktivitäten, wie beispielsweise Demonstrationen, abzuhalten. Es müsse auch davon
ausgegangen werden, dass die Kommunikation der in der Schweiz lebenden
Tibeterinnen und Tibeter sowie Uigurinnen und Uiguren überwacht werde. Dies führe in
den betroffenen Kreisen zu einem Klima der Angst und schränke ihre
«menschenrechtlich garantierte Handlungsfreiheit» ein. Der Bericht schloss mit den
Massnahmen, welcher der Bundesrat aufgrund dieser Umstände ergreifen möchte. Zum
einen will er die transnationale Repression im Rahmen des Menschenrechtsdialogs,
welchen er mit China, aber auch mit anderen betroffenen Staaten führt, ansprechen.

BERICHT
DATUM: 12.02.2025
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Zum anderen beabsichtige er, die Handlungsmöglichkeiten der betroffenen Behörden
auf Bundes- und Kantonsebene zu definieren. In diesem Rahmen soll beispielsweise
ausgelotet werden, ob Bedarf an einem niederschwelligen Beratungsangebot für
Betroffene und Zeugen transnationaler Repression bestehe. 11

Motion zur Förderung der Menschenrechte in
China

Zwischenstaatliche Beziehungen

Die APK-NR verlangte in einer Motion im Juni 2021 einen verstärkten Fokus der Schweiz
auf die Förderung der Menschenrechte in China in der China-Strategie des Bundes.
Laut Kommission sei der institutionalisierte Menschenrechtsdialog mit China nicht
wirkungsvoll genug, nicht zuletzt, weil er von China seit Jahren ausgesetzt werde.
Chinesische Akteure aus der Zivilgesellschaft hätten mehr Einfluss auf den
innerchinesischen Diskurs als externe Parteien, weshalb deren Handeln gestärkt werden
solle. Zudem hielt die Kommission fest, dass in China tätige Schweizer Firmen ein
Kompetenzmanko im Bereich der Menschenrechte aufwiesen, welches es zu beseitigen
gelte. Die Kommission forderte deswegen Konkretisierungen hinsichtlich des
bilateralen Menschenrechtsdialogs mit China, der von einer konsequenten
Thematisierung der Menschenrechtsanliegen bei allen bilateralen und multilateralen
Treffen und Gesprächen abgelöst werden solle. Zudem müsse man in schweizerischen
Vertretungen in China die Fachkompetenz im Bereich der Menschenrechte mittels
personeller Ressourcen ausbauen. Ebenjene Vertretungen sollten zudem ihre
Unterstützung für chinesische zivilgesellschaftliche Menschenrechtsaktivistinnen und
-aktivisten ausbauen, auf ihren Kommunikationskanälen auf die universellen
Menschenrechte hinweisen und eine Beratungsstelle für Schweizer Firmen einrichten,
damit diese bei sämtlichen Aspekten der Wertschöpfungskette in China die
Menschenrechtskonformität besser wahren könnten. Eine Kommissionsminderheit
Portmann (fdp, ZH) lehnte die Motion ab. 
Der Bundesrat beantragte die Motion ebenfalls zur Ablehnung und begründete seine
Haltung damit, dass er in der China-Strategie die Thematisierung der Menschenrechte
auf verschiedenen Kanälen bereits vorgesehen habe. Auch die Stärkung von China-
spezifischen Kompetenzen, unter anderem in den Auslandsvertretungen, sei in der
Strategie enthalten. Man setze sich im Rahmen der Leitlinien «Menschenrechte 2021-
24» für den Schutz von Personen in China ein, welche sich für Menschenrechte
engagieren. Schliesslich erklärte der Bundesrat in seiner Stellungnahme, dass Schweizer
Unternehmen in China bereits durch Schweizer Vertretungen sowie durch das SECO
und das EDA auf die menschenrechtliche Sorgfaltsprüfung hingewiesen würden. 12

MOTION
DATUM: 25.06.2021
AMANDO AMMANN

In der Herbstsession 2021 beriet der Nationalrat die Motion der APK-NR zur Förderung
der Menschenrechte in China. Kommissionssprecher Fischer (glp, LU) betonte die
Wichtigkeit eines «Whole-of-Government-Ansatzes» hinsichtlich der Menschenrechte.
Schweizer Firmen, die in China produzieren, würden im korrekten Umgang mit
menschenrechtlichen Problemen vor grosse Herausforderungen gestellt, weshalb eine
bessere Beratung notwendig sei. Zudem habe der Menschenrechtsdialog mit China in
den vergangenen dreissig Jahren laut Wissenschaft und Menschenrechtsorganisationen
wenig Wirkung gezeigt. Fischer griff auch der Kritik der Kommissionsminderheit
Portmann (fdp, ZH) vor, welche die Ablehnung der Motion forderte, und machte
deutlich, dass die Motion nicht nur als Handlungsaufforderung an den Bundesrat zu
verstehen sei, sondern auch als Rückendeckung für das bisherige Engagement.
Nationalrat Walder (gp, GE) kritisierte insbesondere, dass die Schweiz die bilateralen
politischen und wirtschaftlichen Beziehungen nie an die Achtung der Menschenrechte
habe knüpfen wollen. Er warf der Kommissionsminderheit vor, wirtschaftliche
Möglichkeiten über menschenrechtliche Interessen zu stellen. Minderheitssprecher
Portmann verteidigte sich gegen diesen Vorwurf und argumentierte, dass die
Forderungen der Motion durch die kritische China-Strategie der Schweiz bereits erfüllt
worden seien. Darin sei nicht nur die Stärkung der China-spezifischen Kompetenzen
auf allen Gebieten vorgesehen, sondern auch die personelle Aufstockung der
Aussenstellen. China müsse mit keinem anderen Land einen solch kritischen Dialog
führen wie mit der Schweiz, behauptete Portmann. Dennoch müsse man auch
einsehen, dass China ein wichtiger globaler Akteur sei und dem Land die Zukunft
gehöre. Er schlug daher vor, dem Bundesrat Zeit zu geben, damit dieser die Erfolge der
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neuen China-Strategie aufzeigen könne, bevor neue Verschärfungen und Stolpersteine
eingeführt werden. Bundesrat Cassis war ebenfalls der Ansicht, dass die China-
Strategie das Motionsanliegen bereits erfülle. So würden die Menschenrechte seit März
2021 in allen bilateralen und multilateralen Beziehungen mit China thematisiert; die
chinesische Zivilgesellschaft werde bereits unterstützt und am 14. September 2021, also
dem Tag der Ratsdebatte, fände auch das erste Schweizer Forum für Wirtschaft und
Menschenrechte statt. Er gab auch zu Bedenken, dass eine personelle Aufstockung in
den Schweizer Vertretungen in China nicht automatisch zu einer besseren
Arbeitsleistung führe und nicht zielführend sei, stattdessen müsse man Qualität über
Quantität stellen. Die personelle Aufstockung sei die einzige nicht erfüllte Forderung
der Motion, alle anderen Punkte seien bereits angegangen worden. In der Folge
beantragte Cassis die Ablehnung des Vorstosses. Die grosse Kammer nahm die Motion
mit 106 zu 81 Stimmen (bei 1 Enthaltung) jedoch an. Nur die Fraktionen der SVP und der
FDP.Liberale stimmten gegen den Vorstoss ihrer aussenpolitischen Kommission. 13

In der Wintersession 2021 befasste sich der Ständerat mit der Motion der APK-NR zur
Förderung der Menschenrechte in China im Rahmen der Schweizer China-Strategie.
Matthias Michel (fdp, ZG) äusserte sich im Rat im Namen der APK-SR, welche die Motion
im Vorfeld der Session mit 6 zu 4 Stimmen abgelehnt hatte. Michel erklärte, dass die
Kommission das übergeordnete Ziel der Menschenrechtsförderung unterstütze und die
chinesische Auffassung der Menschenrechte klar jener der internationalen
Wertegemeinschaft widerspreche. Eine Kommissionsmehrheit sei jedoch zum Schluss
gekommen, dass der Bundesrat bereits gemäss den Umsetzungsvorschlägen der Motion
handle, womit diese als erfüllt angesehen werden könne. Da die Motion darüber
hinausgehe und dadurch in den Kompetenzbereich des Bundesrats eingreifen würde,
sei sie nicht zielführend und müsse abgelehnt werden. Carlo Sommaruga (sp, GE), der
für die Kommissionsminderheit sprach, kritisierte den Bundesrat dafür, in der
Vergangenheit wirtschaftliche Interessen stärker gewichtet zu haben als Fragen der
Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und der Menschenrechte. Sommaruga insistierte,
dass diesbezüglich Handlungsbedarf bestehe, beispielsweise indem man den
Menschenrechtsdialog im Rahmen der Olympischen Winterspiele wiederaufnimmt und
bei einer Weigerung Chinas symbolische Massnahmen ergreift. Auch die Annahme der
Motion sei eine solche symbolische Geste, die China vermitteln würde, dass das
Schweizer Parlament die Menschenrechte nicht einfach ruhen lasse, argumentierte
Sommaruga. Der anwesende Bundesrat Cassis verkündete, dass der
Menschenrechtsdialog als eines der wichtigsten bilateralen
Menschenrechtsinstrumente demnächst wiederaufgenommen werde und zudem eine
Bilanz über die vergangenen 30 Jahre Menschenrechtsdialog gezogen werden solle. Die
restlichen Forderungen der Motion befand auch der Aussenminister für bereits erfüllt,
weshalb er deren Ablehnung beantragte. Die kleine Kammer folgte der Empfehlung ihrer
Kommission und lehnte den Vorstoss mit 29 zu 11 Stimmen (bei 1 Enthaltung) deutlich
ab. 14

MOTION
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Modernisierung des Freihandelsabkommens
mit China

Zwischenstaatliche Beziehungen

Die APK-NR forderte im Juni 2021 die Modernisierung des Freihandelsabkommens mit
China. Der Bundesrat solle die Aufnahme eines Kapitels zur Einhaltung der
internationalen Standards im Bereich Menschen- und Arbeitsrechte aushandeln. Die
Kommission begründete den Antrag damit, dass in der China-Strategie 2021-2024 die
Modernisierung des FHA vorgesehen sei und angesichts der Anschuldigungen gegen die
chinesische Regierung Kriterien zur Einhaltung der Menschen- und Arbeitsrechte nötig
seien. Man habe solche Kriterien auch in neuere Abkommen mit anderen Staaten
aufgenommen. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, unter anderem
weil der 2017 aufgenommene exploratorische Prozess mit China zur Überarbeitung des
Abkommens keine Einigung hinsichtlich der zu vertiefenden Themen ergeben habe und
seither stagniere. Die Aufnahme des geforderten Kapitels erachte man als nicht
realistisch, stattdessen wolle man sich auf die Stärkung der aktuellen Bestimmungen
über Handel und nachhaltige Entwicklung fokussieren. Die Schweiz werde die
Problematik der Menschenrechte und der Arbeitsstandards beim nächsten Treffen im
Rahmen des Arbeits- und Beschäftigungsdialogs mit China ansprechen und bringe
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diese bereits über den gemischten Ausschuss des Freihandelsabkommens und «über
alle anderen geeigneten Kanäle» ein. 
In der Herbstsession 2021 beschäftigte sich der Nationalrat mit der Motion, die ihm von
seiner aussenpolitischen Kommission mit 13 zu 12 Stimmen nur knapp zur Annahme
empfohlen worden war. Kommissionssprecher Walder (gp, GE) bezeichnete das
eigentlich noch neue FHA aus dem Jahr 2013 als «sehr unvollständig» in Bezug auf
Standards, die sonst für moderne Wirtschaftsabkommen wie das FHA mit Indonesien
gälten. Walder appellierte im Namen der Kommission, den Menschenrechten mehr
Gewicht zu verleihen und das Kapitel in Auftrag zu geben, alles andere wäre
«unverständlich und heutzutage sogar unanständig». Hans-Peter Portmann (fdp, ZH)
wies hingegen darauf hin, dass der Versuch, die Menschenrechte ins
Freihandelsabkommen zu implementieren, einer de facto Kündigung des Abkommens
gleichkäme. Eine starke Kommissionsminderheit Wehrli (fdp, VD) setzte sich gegen das
Motionsanliegen, aber nicht gegen den Schutz der Bevölkerung und willkürlich
verhafteter Personen ein, wie ihr Sprecher Wehrli versicherte. Er bezeichnete die
Motion als «aus gesetzgeberischer Sicht» unnötig, weil die damit verbundenen Ziele
schon in der China-Strategie enthalten seien und der Bundesrat schon über die dafür
nötigen Instrumente verfüge. Bundesrat Parmelin machte deutlich, dass es keine
Modernisierung des FHA geben werde, wenn die Schweiz diese vom Kapitel zu den
Menschen- und Arbeitsrechten abhängig mache. Parmelin hielt es für unrealistisch über
ein Freihandelsabkommen verbindliche Bestimmungen in diesen Bereichen
einzuführen. Der Nationalrat lehnte die Motion mit 102 zu 84 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) ab. 15

Anerkennung des Völkermords und der
Verbrechen gegen die Menschlichkeit in der
chinesischen Provinz Xinjiang durch die
Schweiz

Zwischenstaatliche Beziehungen

Nationalrat Molina (sp, ZH) forderte im März 2021 die förmliche und öffentliche
Anerkennung des Völkermords und der Verbrechen gegen die Menschlichkeit in der
chinesischen Provinz Xinjiang durch die Schweiz. Molina berief sich in seiner Motion
auf verschiedene unabhängige Quellen, die von Menschenrechtsverletzungen gegen
muslimische Minderheiten in Xinjiang berichteten. Unter anderem befänden sich seit
März 2017 über eine Million Menschen ohne Anklage in «Umerziehungslagern». Die
Zwangssterilisationen und Kindeswegnahmen, die in diesen Lagern vorkämen, würden
gegen das UNO-Übereinkommen über die Verhütung und Bestrafung des Völkermords
verstossen. Die Schweiz habe sich zwar im Rahmen der 41. Session des UNO-
Menschenrechtsrats für die Schliessung der Lager und die Durchführung einer
unabhängigen Untersuchung eingesetzt, doch diese Forderungen seien fruchtlos
geblieben. Motionär Molina verwies darauf, dass die Parlamente Kanadas und der
Niederlande die Geschehnisse in China seither als Genozid bezeichnet hätten, und
appellierte an die besondere Verantwortung der Staatengemeinschaft angesichts dieser
schweren Völkerrechtsverstösse. Die «Achtung der Menschenrechte» sei dank Artikel
54 BV auch Verfassungsauftrag, merkte Molina an. 
Der Bundesrat verwies in seiner Stellungnahme auf seine Antwort zu einer Motion
Molina (Mo. 19.4408) aus dem Jahr 2019, in der sich die Regierung besorgt über die
Menschenrechtssituation in Xinjian gezeigt habe. Die Schweiz habe dies auf bilateraler
und multilateraler Ebene mehrfach zum Ausdruck gebracht und werde weiterhin die
Schliessung der Lager und eine Untersuchung durch die UNO-Hochkommissarin für
Menschenrechte fordern. Der Bundesrat hielt fest, dass sich glaubwürdige Berichte
über schwerwiegende Völkerrechtsverletzungen häuften. Da die Feststellung und
Qualifizierung von derartigen Ereignissen als Völkermord aber Aufgabe von
unabhängigen und unparteiischen Untersuchungen und Gerichten sei, beantragte er
die Ablehnung der Motion. Dieser Aufforderung kam der Nationalrat in der
Frühjahrssession 2022 mit 99 zu 80 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) nach. Die Fraktionen
der SP, der Grünliberalen, der Grünen und einige Mitglieder der Mitte hatten für eine
Annahme der Motion gestimmt. 16

MOTION
DATUM: 10.03.2022
AMANDO AMMANN

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 8



1) Bericht APK-SR vom 31.1.19
2) AB NR, 2020, S. 54; Po. 18.3110
3) Kt. Iv. 20.338; LT, TA, 24.8.20; TA, 26.8.20; LT, Lib, 27.8.20; TA, 8.9., 6.10.20; LT, 12.10.20; TA, 14.10.20; WW, 15.10.20; LT,
19.10.20
4) AB SR, 2021, S. 664; Bericht SPK-SR vom 26.04.21
5) AB NR, 2021, S. 1871; Bericht SPK-NR vom 3.9.21
6) Po. 20.4334
7) AB NR, 2021, S. 314ff.
8) BBl, 2022 858
9) Po. 20.4333
10) AB NR, 2021, S. 471ff.
11) Bericht Bundesrat vom 12.2.25
12) Mo. 21.3965
13) AB NR, 2021, S. 1579 ff.
14) AB NR, 2021, S. 1255 ff.
15) AB NR, 2021, S. 1919; Medienmitteilung APK-NR vom 25.6.21; Mo. 21.3966
16) AB NR, 2022, S. 343 f.; Mo. 21.3321

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK


